
schäften zu geben. Das Augenmerk dieser zentralen 
staatlichen Stelle soll vor allem darauf gelenkt werden, 
daß die Genossenschaften ihre Innere Betriebsordnung 
nach der Musterbetriebsordnung ausgestalten. Weiter 
soll darauf aufmerksam gemacht werden, daß die Ge­

nossenschaften verstärkt bei Schadenszufügung durch 
ihre Mitglieder sich mit ihnen in Mitgliederversamm­
lungen auseinandersetzen und im Falle einer gericht­
lichen Geltendmachung von Ersatzansprüchen bei der 
Berechnung des Schadensumfangs Hilfe leisten.

Dr. WILHELM PANZER, Leiter der Abteilung Gesetzgebung im Zentralen Staatlichen Vertragsgericht

Uber die Zuständigkeit der Gerichte 
und des Staatlichen Vertragsgerichts

Gegenüber der bisherigen Regelung in § 9 VGVO1 ist 
die Zuständigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts der 
DDR nach der VO über die Aufgaben und die Arbeits­
weise des Staatlichen Vertragsgerichts (SVGVO) vom 
18. April 1963 (GBl. II S. 293) bedeutend erweitert wor­
den. Nach § 14 Abs. 1 SVGVO entscheidet das Staat­
liche Vertragsgericht nunmehr außer Streitfällen bei 
der Gestaltung und Erfüllung von Verträgen, die nach 
den ■ gesetzlichen Bestimmungen des Vertragssystems 
abgeschlossen werden, auch „sonstige vermögensrecht­
liche Streitfälle zwischen sozialistischen Betrieben, so­
zialistischen Genossenschaften, staatlichen Organen, ge­
sellschaftlichen Organisationen und Betrieben mit staat­
licher Beteiligung“.
Diese Neuregelung entspricht einem dringenden Be­
dürfnis der Praxis. In den letzten Jahren war immer 
deutlicher geworden, daß auch die sog. sonstigen ver­
mögensrechtlichen Streitigkeiten zwischen sozialisti­
schen Betrieben und Organisationen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Planung und Leitung der so­
zialistischen Wirtschaft stehen und deshalb auch eine 
im Prinzip einheitliche Betrachtung erfahren müssen. 
Um nur ein Beispiel zu nennen: War für Streitigkeiten 
bei der Gestaltung und Erfüllung von Transportver­
trägen nach § 52 der Transportverordnung (TVO) vom
24. August 1961 (GBl. II S. 365) das Staatliche Vertrags­
gericht zuständig, so entschieden über Streitigkeiten 
aus den hiermit in untrennbarem Zusammenhang ste­
henden Frachtverträgen die Gerichte ebenso wie über 
die Versicherungsstreitfälle, die sich hieraus ergaben. 
Ein im wesentlichen einheitlicher Vorgang wurde also 
auseinandergerissen und der Beurteilung durch ver­
schiedene Staatsorgane mit unterschiedlichen Aufgaben 
und Arbeitsmethoden unterworfen. Hierbei sind Kom­
plikationen, vor allem aber Doppelarbeit, Langwierig­
keit der Bearbeitung usw. nicht immer zu vermeiden 
gewesen. Die neue Regelung stellt deshalb einen großen 
Fortschritt dar, der die uneingeschränkte Zustimmung 
der sozialistischen Betriebe und Organisationen gefun­
den hat.
Mit der erweiterten Zuständigkeit des Staatlichen Ver­
tragsgerichts werden diese Schwierigkeiten über­
wunden. Für die Mitarbeiter des Staatlichen Vertrags­
gerichts kommt es darauf an, daß sie sich mit den ein­
schlägigen Bestimmungen vertraut machen2 und die 
von den Gerichten gesammelten Erfahrungen konse­
quent ausnutzen und weiterführen. Für die Gerichte 
gilt es, die neue Zuständigkeitsregelung zu beachten 
und bei der Erteilung von Rechtsauskünften auf die 
Zuständigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts hinzu­
weisen. Dennoch'eingereichte Klagen sind durch Prozeß- 
urtefl abzuweisen.

1 Vgl. auch die hierzu ergangene Anleitung zur gemeinsamen 
Rundverfügung des Ministers der Justiz und des Vorsitzenden 
des Zentralen Staatlichen Vertragsgerichts über die Abgren­
zung der Zuständigkeit zwischen den Gerichten und dem 
Staatlichen Vertragsgericht (Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums der Justiz 1959, Nr. 2/3, S. 5).
2 Vgl. hierzu Panzer, „Zur erweiterten Zuständigkeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts“, Vertragssystem 1963, Nr. 10, 
S. 307 ff.

Leider sind nach Erlaß der SVGVO Unklarheiten über 
die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Gerichten 
und Staatlichem Vertragsgericht noch nicht völlig be­
seitigt. Diese Unklarheiten ergeben sich in erster Linie 
aus der Formulierung des § 14 Abs. 1 SVGVO selbst. 
Nach dieser Bestimmung ist die Zuständigkeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts nur gegeben, „soweit nicht 
in gesetzlichen Bestimmungen etwas anderes festgelegt 
ist“, für Streitfälle bei der Gestaltung und Erfüllung 
von Verträgen im Rahmen des Vertragssystems und für 
sonstige vermögensrechtliche Streitfälle zwischen so­
zialistischen Betrieben und Organisationen.
Die Formulierung „soweit nicht in gesetzlichen Bestim­
mungen etwas anderes festgelegt ist“ bedeutet eine Ein­
schränkung der Zuständigkeit des Staatlichen Vertrags­
gerichts, wobei es nicht nur um die Abgrenzung zum 
Gericht geht, sondern auch um die Abgrenzung zu an­
deren staatlichen Organen, denen im Einzelfall die Ent­
scheidung zugeordnet werden kann.
In Anfragen von Betrieben ist hierzu die Frage auf­
geworfen worden, ob die Zuständigkeit der Gerichte 
nach § 14 Abs. 1 SVGVO immer dann gegeben sein soll, 
wenn sie über die allgemeine Regelung des § 3 Abs. 1 
GVG hinaus in Spezialbestimmungen ausdrücklich vor­
gesehen ist. Das ist z. B. der Fall in einer ganzen Reihe 
gesetzlicher Bestimmungen, die vor 1945 erlassen wur­
den und von unserem Staat sanktioniert worden sind; 
das ist aber auch der Fall in neueren Gesetzen*. Eine 
solche Abgrenzung zu den Gerichten würde jedoch 
nicht nur unüberwindliche Schwierigkeiten mit sich 
bringen, weil die Notwendigkeit bestände, alle vor dem 
18. April 1963 erlassenen gesetzlichen Bestimmungen zu 
überprüfen; sie würde vor allem dem Sinn und Zweck 
der erweiterten Zuständigkeitsregelung für das Staat­
liche Vertragsgericht widersprechen.
Es kann davon ausgegangen werden, daß die Fest­
legung der Zuständigkeit der Gerichte in speziellen 
Bestimmungen vor dem 18. April 1963 von keinen syste­
matischen Gesichtspunkten getragen war; denn unab­
hängig davon, ob eine spezielle Zuständigkeitsregelung 
für die Gerichte vorgesehen war oder nicht, mußten die 
Gerichte dennoch tätig werden. Wenn man rechts­
systematisch insbesondere ältere Rechtsakte auf ihre 
Zuständigkeitsregelung hin überprüft, so ist festzustel­
len, daß die Zuständigkeit der Gerichte grundsätzlich 
immer nur dann ausdrücklich geregelt wurde, wenn 
über die sachliche Zuständigkeit hinaus eine besondere 
örtliche Zuständigkeit begründet werden sollte.
Im Interesse der einheitlichen Rechtsanwendung ist 
deshalb zwischen dem Zentralen Staatlichen Vertrags­
gericht und dem Obersten Gericht Übereinstimmung 
erzielt worden, daß durch die Festlegung der Zuständig­
keit der Gerichte in speziellen gesetzlichen Bestimmun­
gen, die vor dem 18. April 1963 erlassen wurden, die 
Zuständigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts, soweit 
es sich um Streitfälle zwischen sozialistischen Betrieben 
und Organisationen handelt, nicht betroffen werden

3 Vgl. z. B. § 20 der ALB für die Versorgung mit Trink- und 
Brauchwasser aus den Öffentlichen Versorgungsleitungen vom 
23. Januar 1961 (GBl. TI S. 51), § 26 der 1. DB zum Wassergesetz 
vom 17. April 1963 (GBl. II S. 281) u. a.
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